
Sélection d'article sur la
politique suisse

Dossier Dossier: Hamas/Gaza/UNRWA

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Imprimer

Éditeur

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Contributions de

Flückiger, Bernadette
Lütolf, Lukas

Citations préféré

Flückiger, Bernadette; Lütolf, Lukas 2025. Sélection d'article sur la politique suisse:
Dossier: Hamas/Gaza/UNRWA, 2022 - 2025. Bern: Année Politique Suisse, Institut de
science politique, Université de Berne. www.anneepolitique.swiss, téléchargé le
24.05.2025.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE I

http://www.anneepolitique.swiss


Sommaire

1Hamas als Terrororganisation verbieten (Pa. Iv. 21.478)

1Die Terrororganisation «Hamas» verbieten (Mo. 23.4312) oder mit Sanktionen belegen (Po.

23.4313)

2Reaktion des Bundesrates auf die Terroranschläge der Hamas gegen Israel

3Die Terrororganisation «Hamas » verbieten (Mo. 23.4329)

3Finanzielle Unterstützung in Palästina / Einsetzung einer Taskforce (Mo. 23.4338)

4Überprüfung allfälliger Finanzierungstätigkeiten über die Schweiz von terroristischen

Gruppierungen sowie von nichtstaatlichen Akteuren, welche das Völkerrecht verletzen (Po.

23.4339)

5Die Aussenpolitischen Kommissionen befassen sich mit den finanziellen Mitteln für den

Nahen Osten

5Der Bundesrat will 10 Millionen für die Nothilfe in Gaza freigeben

6Loi fédérale interdisant le Hamas et les organisations apparentées (MCF 24.071)

7Pour une réforme de l’aide aux réfugiés palestiniens (Mo. 24.3815)

8Suspendre immédiatement les contributions à l'UNRWA (Mo. 24.3194)

8Réaffectation de la contribution 2024 à l'UNRWA à l'aide humanitaire d'urgence en faveur

de la population de Gaza (Mo. 24.3469)

9Bundesrat beantragt 13 Millionen Franken für humanitäre Hilfe im Nahen Osten

9Interdire le Hezbollah (Mo. 24.4263, 24.4255)

11Pour que la Suisse verse sa contribution à l'UNRWA sans plus attendre (Iv.ct. 24.309)

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE II



Abréviations

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
UNO Organisation der Vereinten Nationen
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
NDG Nachrichtendienstgesetz
NGO Nichtregierungsorganisation
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
UNHCR Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen
IKRK Internationales Komitee vom Roten Kreuz
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
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UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
Near East

DFJP Département fédéral de justice et police
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
ONU Organisation des Nations unies
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
LRens Loi sur le renseignement
ONG Organisation non gouvernementale
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
CP Code pénal suisse
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
HCR Haut Commissariat des Nations unies pour les réfugiés
CICR Comité international de la Croix-Rouge
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
Near East
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Hamas als Terrororganisation verbieten (Pa.
Iv. 21.478)

Sécurité extérieure

Mit einer im Juni 2021 eingereichten parlamentarischen Initiative hatte Lukas Reimann
(svp, SG) verlangt, die Gruppierung «Hamas» (Harakat Muqawama Islamiya) durch
Aufnahme in die Liste der verbotenen Gruppierungen und Organisationen in Artikel 1
des Bundesgesetzes über das Verbot der Gruppierungen «Al-Qaïda» und «Islamischer
Staat» sowie verwandten Organisationen, zu verbieten. Laut Initiant aberkenne
«Hamas» das Existenzrechts Israels, propagiere international antisemitisches
Gedankengut, könne bis jetzt Finanzierungstätigkeiten wie Spenden über den Schweizer
Rechtsraum abwickeln und die diplomatischen Beziehungen mit der Schweiz aufrecht
erhalten. Dies müsse mit einem Verbot verhindert werden, um «keinesfalls weiterhin
die mächtige Stellung der Hamas» zu stützen, so der Initiant.
Die sicherheitspolitische Kommission des Nationalrats empfahl mit 18 zu 7 Stimmen,
der Initiative keine Folge zu geben. Sie wies darauf hin, dass ein entsprechender
Beschluss gemäss Artikel 74 Abs. 2 des NDG nur anhand eines Verbots- oder
Sanktionsbeschlusses der UNO möglich sei. Zudem würde ein Verbot aufgrund der
abzubrechenden diplomatischen Beziehungen die guten Dienste der Schweiz in der
Region gefährden und schlimmstenfalls zu einer weiteren Radikalisierung führen. Eine
Kommissionsminderheit unterstützte Reimann und befürwortete ein Verbot. 
Der Nationalrat entschied in der Sommersession 2022, dem Vorstoss mit 125 zu 51
Stimmen bei 2 Enthaltungen keine Folge zu geben. Für ein Verbot hatten die Mitglieder
der SVP-Fraktion sowie Einzelstimmen aus der FDP- und Mitte-Fraktion gestimmt. Das
Geschäft ist somit erledigt. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 16.06.2022
LUKAS LÜTOLF

Die Terrororganisation «Hamas» verbieten
(Mo. 23.4312) oder mit Sanktionen belegen
(Po. 23.4313)

Politique étrangère

Die sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates reichte in Reaktion auf den im
Oktober 2023 neu ausgebrochenen Konflikt im nahen Osten zwei Vorstösse ein. Mit
einer Motion (23.4312) wollte sie die «Terrororganisation Hamas» verbieten lassen. In
einem Postulat (23.4313) verlangte sie die Prüfung, ob die Schweiz eigenständige
Sanktionen gegen die Hamas ergreifen könne. Auch solle sichergestellt werden, dass
die Hamas keine finanzielle Unterstützung aus der Schweiz erhält. Im Postulatsbericht
solle darüber hinaus erörtert werden, inwiefern die Schweiz im UNO-Sicherheitsrat
darauf hinarbeiten könne, dass die Hamas auch von der UNO «als verbotene
Gruppierung qualifiziert wird».
Die SiK-NR begründete die beiden Vorstösse damit, dass die Ideologie der Hamas
demokratie- und menschenfeindlich sowie antisemitisch sei. Zwar habe die offizielle
Schweiz bislang die Haltung vertreten, dass der Dialog mit der Hamas aufrechterhalten
werden müsse. Mit ihrer Attacke auf Israel habe sich diese nun aber «als
Gesprächspartnerin für einen Frieden [...] vollends diskreditiert». 2

MOTION
DATE: 10.10.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat widmete sich in der Wintersession 2023 dem Umgang der Schweiz mit
der Hamas. Er diskutierte dabei zuerst die Motion 23.4312 betreffend das Verbot der
Hamas. Die Rednerinnen und Redner verurteilten allesamt den Terror der Hamas
gegenüber Israel. Der Rat und Bundesrätin Baume-Schneider waren sich einig, dass die
Hamas verboten und die Motion angenommen werden soll. Es gab einzig noch einige
Rückfragen zum Verfahren respektive, ob eine Vernehmlassung zu diesem Verbots-
Gesetz nötig sei oder nicht. Die Justizministerin betonte, dass dem Bundesrat eine
tiefgreifende Debatte und eine breite Unterstützung für das Gesetz wichtig sei, weshalb
er am ordentlichen Vernehmlassungsverfahren festhalten wolle. Anschliessend wurde
die Motion stillschweigend angenommen.
Einige Tage bevor die grosse Kammer diesen Vorstoss behandelte, hatte der Ständerat
bereits eine identische Motion seiner Kommission angenommen, daher wurde die
Motion zum Verbot der Hamas durch diesen nationalrätlichen Entscheid definitiv

MOTION
DATE: 19.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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überwiesen.

Als nächstes Geschäft behandelte der Nationalrat das Postulat 23.4313 der SiK-NR zu
Sanktionen gegenüber der Hamas. Wie Kommissionssprecher Thomas Rechsteiner
(mitte, AI) erläuterte, soll der Bundesrat mit der Überweisung des Postulats angehalten
werden, einige Fragen zum geplanten Verbot der Hamas sowie zu Sanktionen gegenüber
dieser Organisation detailliert abzuklären. Elisabeth Baume-Schneider erläuterte
seitens des Bundesrates, dass dieser das Postulat als erfüllt betrachte, da sich die
beiden Räte sowie der Bundesrat nun selber bereits für ein solches Verbot
ausgesprochen hatten und die Regierung damit begonnen habe, ein entsprechendes
Gesetz auszuarbeiten. Die im Postulat aufgeworfenen Fragen würden im Rahmen der
Botschaft zu diesem Gesetz behandelt. Der Nationalrat hielt aber an der Haltung der
SiK-NR fest und nahm das Postulat einstimmig an. 3

Reaktion des Bundesrates auf die
Terroranschläge der Hamas gegen Israel

Politique étrangère

Der Bundesrat hielt wenige Tage nach dem Angriff der Hamas auf Israel Anfang Oktober
2023 in einer Medienmitteilung fest, dass er diese Terroranschläge der Hamas aufs
Schärfste verurteile, forderte die sofortige Freilassung der festgehaltenen Geiseln und
vertrat die Ansicht, dass die Hamas als terroristische Organisation eingestuft werden
solle. Er schuf sodann eine bundesrätliche Taskforce, welche den Auftrag erhielt, «die
rechtlichen Optionen für ein Verbot der Hamas zu prüfen». Der Bundesrat liess
ausserdem verlauten, dass er keine Kenntnis davon habe, dass offizielle Schweizer
Gelder der Hamas zu Gute gekommen wären. Das EDA werde jedoch präventiv eine
detaillierte Analyse der entsprechenden Finanzflüsse vornehmen. Weiter wies die
Regierung darauf hin, dass die Schweiz stets zur Verfügung stehe, um eine Deeskalation
in der Region voranzubringen. 4

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 11.10.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Ende November 2023 beschloss der Bundesrat weitere Schritte in Sachen Hamas-
Verbot. Er beauftragte das EJPD und das VBS, in Zusammenarbeit mit dem EDA ein
spezifisches Gesetz über ein Verbot der Hamas auszuarbeiten. Damit sollen die
Behörden ein Mittel erhalten, um allfälligen Aktivitäten oder der Unterstützung der
Hamas in der Schweiz Einhalt zu gebieten. Des Weiteren habe der Bundesrat nach einer
Analyse der Zusammenarbeit mit sämtlichen palästinensischen Partner-NGO
beschlossen, die Verträge mit drei von elf Partnern nicht weiterzuführen, da bei diesen
Unregelmässigkeiten hinsichtlich der Einhaltung des Verhaltenskodex und der
vertraglichen Antidiskriminierungsklausel festgestellt worden seien.
Die Medien befanden, dass der Beschluss, ein Verbot auszuarbeiten, einem
Paradigmenwechsel gleichkomme, da sich die Schweiz bis dahin eng an die Beschlüsse
der UNO gehalten habe; in diesem Falle habe die Schweiz jedoch autonom gehandelt.
Die Schweiz habe ausserdem des Öfteren den Standpunkt vertreten, dass ein solches
Verbot faktisch keine Wirkung entfalten werde sowie die guten Dienste und die
Vermittlerrolle der Schweiz in Frage stellen könne. Wie der Liberté entnommen werden
konnte, war für Aussenminister Cassis die Schwere der Taten, die durch die Hamas
ausgeführt wurden, ausschlaggebend für das Verbot. Ausserdem habe Cassis
argumentiert, dass die Schweiz sich nicht mehr einfach den Entscheiden des UNO-
Sicherheitsrats anschliessen könne. Dieser sei vor dem Hintergrund einer multipolaren,
fragmentieren Weltordnung nicht mehr in der Lage, über solche Konflikte klar zu
urteilen. 5

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 22.11.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Die Terrororganisation «Hamas » verbieten
(Mo. 23.4329)

Politique étrangère

Einige Tage nachdem die sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates eine
Motion für ein Verbot der Hamas eingereicht hatte, forderte dies auch die SiK-SR mit
einer identischen Motion.
Der Ständerat behandelte den Vorstoss in der Wintersession 2023.
Kommissionssprecher Werner Salzmann (svp, BE) sowie Daniel Jositsch (sp, ZH), Mathias
Zopfi (gp, GL) und Benedikt Würth (mitte, SG) verurteilten die Taten der Hamas einhellig
und sprachen sich dafür aus, die Organisation zu verbieten. Carlo Sommaruga (sp, GE)
prangerte die von der Hamas begangenen «actes barbares» ebenfalls an, wies in seinem
Votum aber auch auf einige Punkte hin, die es seiner Ansicht nach bei einem Verbot zu
beachten gebe. Er erinnerte an die Vermittlerrolle der Schweiz in zahlreichen
Konflikten und befürchtete, dass die Schweiz diese Rolle im Nahost-Konflikt im Falle
eines Hamas-Verbots nicht mehr wahrnehmen könne. Zudem bewirke ein Verbot in der
Schweiz nicht viel, da die Finanzierung der Hamas vom Iran und Katar aus geschehe und
nicht via die Schweiz. Der Genfer Ständerat thematisierte auch das Leiden der
palästinensischen Zivilbevölkerung und schloss sein Votum mit der Hoffnung, dass sich
der Bundesrat weiterhin für eine Zweistaatenlösung einsetzen werde.
Anschliessend wurde die Motion stillschweigend angenommen. Da der Nationalrat die
gleichlautende Motion der SiK-NR einige Tage später ebenfalls annahm, ist diese Motion
nun überwiesen. 6

MOTION
DATE: 12.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Finanzielle Unterstützung in Palästina /
Einsetzung einer Taskforce (Mo. 23.4338)

Politique du développement

Die APK-NR beschloss Mitte November 2023, eine Kommissionsmotion zur
Untersuchung der finanziellen Unterstützung in Palästina einzureichen. Die Motion
forderte den Bundesrat dazu auf, die von der Schweiz an im Nahen Osten tätige
Organisationen getätigten Beiträge zu evaluieren und sicherzustellen, dass diese Gelder
nicht zur Terrorismusfinanzierung missbraucht würden. Zudem sollen die
massgeblichen Rechtsgrundlagen dahingehend angepasst werden, dass den
Organisationen im Nahen Osten umgehend jegliche Gelder gestrichen werden sollen,
falls sie Hass oder Gewalt verherrlichen oder zu diesen aufrufen sowie wenn sich die
Organisationen oder eine Untergruppierung an gewalttätigen Aktionen beteiligen. Der
Entscheid, eine Motion einzureichen, fiel mit 11 zu 11 Stimmen und Stichentscheid des
Präsidenten (fdp, VD) allerdings denkbar knapp aus. Eine starke Minderheit Friedl (sp,
SG) sprach sich gegen den Vorstoss aus. Sie argumentierte, dass der Bundesrat bereits
genügend unternommen habe, um diese Forderungen umzusetzen. So gebe es
beispielsweise bereits zahlreiche interne und externe Kontrollinstrumente, um die
Finanzflüsse zu überprüfen und die Schweiz beteilige sich bereits an der
internationalen Taskforce der nationalen Meldestellen zur Bekämpfung der Hamas-
Finanzierung. 
Der Bundesrat teilte die Auffassung der Kommissionsminderheit. Er führte in seiner
Stellungnahme aus, dass die Überprüfung der Finanzflüsse eine Daueraufgabe im EDA
darstelle. Auch habe das EDA beschlossen, bei allen Projekten, die im Jahr 2023 noch
nicht evaluiert worden seien, ein externes Audit durchzuführen.
Die grosse Kammer befasste sich in der Frühjahrssession 2024 mit dem Geschäft.
Nachdem die Kommissionssprecher Pierre-André Page (svp, FR) und Roland Büchel
(svp, SG) die Motion vorgestellt hatten, forderten Claudia Friedl und Aussenminister
Ignazio Cassis den Rat dazu auf, den Vorstoss abzulehnen. Die anschliessende kurze
Debatte drehte sich vorrangig um die humanitäre Lage der palästinensischen
Zivilbevölkerung und um die Frage, ob aktuell noch Schweizer Gelder an die UNRWA
fliessen. Cassis erklärte zu letzterem Punkt, dass vor einer Konsultation der beiden
aussenpolitischen Kommissionen keine Schweizer Gelder an das UNRWA flössen, da die
Räte dies im Rahmen des Voranschlags 2024 beschlossen hätten.
Anschliessend stimmte der Nationalrat mit 118 zu 59 Stimmen und 3 Enthaltungen für
Annahme der Motion. Die Gegenstimmen stammten aus dem rot-grünen Lager. 7

MOTION
DATE: 05.03.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 4



Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2024 als Zweitrat mit der APK-NR-
Motion zur Untersuchung der finanziellen Unterstützung in Palästina. Dem Rat lag
dabei der Mehrheitsantrag der APK-SR auf Annahme sowie ein Minderheitsantrag von
Damian Müller (fdp, LU) auf Ablehnung der Motion vor. Kommissionssprecher Marco
Chiesa (svp, TI) erläuterte die Ausgangslage und hielt seitens der Kommissionsmehrheit
fest, dass angesichts der grossen Mittel, die den Terrororganisationen im Nahen Osten
immer noch zur Verfügung stünden, weitere Massnahmen seitens des Bundesrates
erforderlich seien. Die Aufmerksamkeit gegenüber diesen Organisationen, welche zu
Hass aufriefen und Propaganda verbreiteten, müsse weiter erhöht werden. Damian
Müller hielt dagegen, dass der Bundesrat bereits alles in seiner Macht stehende tue und
aufgegleist habe, um herauszufinden, «wo welche Gelder eingesetzt wurden» und wie
sie sich auswirkten. Da es in der kleinen Kammer Usus sei, Vorstösse zurückzuweisen,
die bereits erfüllt seien, bitte er darum, die Motion aus formalen Gründen abzulehnen.
Aussenminister Ignazio Cassis schloss sich der Haltung Müllers an. Entgegen diesen
ablehnenden Anträgen beschloss der Ständerat anschliessend die Annahme der Motion.
Mit 21 zu 20 Stimmen (keine Enthaltungen) fiel dieser Entscheid äusserst knapp aus.
Während sich die Mitglieder der SVP für die Motion aussprachen und die grosse
Mehrheit von SP und den Grünen den Vorstoss ablehnten, zeigten sich die Mitte und die
FDP.Liberalen gespalten. 8

MOTION
DATE: 05.06.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

Überprüfung allfälliger
Finanzierungstätigkeiten über die Schweiz
von terroristischen Gruppierungen sowie von
nichtstaatlichen Akteuren, welche das
Völkerrecht verletzen (Po. 23.4339)

Politique étrangère

Die APK-NR forderte den Bundesrat dazu auf, über die Schweiz getätigte allfällige
Finanzierungstätigkeiten von terroristischen Gruppierungen sowie von
nichtstaatlichen Akteuren, welche das Völkerrecht verletzen, zu überprüfen und in
einem Bericht aufzuzeigen, wie diese Finanzierungsflüsse gestoppt werden können. Die
Kommission verwies dabei insbesondere auf Spenden, die über die Schweiz getätigt
werden, und beispielsweise der Hamas zu Gute kommen könnten. Für die Abklärungen
müsse das Geldwäschereigesetz und das Sanktionsregime gegenüber dem Iran genau
unter die Lupe genommen werden.
Eine Kommissionsminderheit um Franz Grüter (svp, LU) beantragte, das Postulat
abzulehnen. Auch der Bundesrat stand dem Postulat kritisch gegenüber. Er erläuterte in
einer ausführlichen Stellungnahme, dass er mit der Ausarbeitung des Gesetzes über ein
Verbot der Hamas sowie mit der Ergreifung von weiteren Massnahmen, um
Terrorismusfinanzierung besser erkennen und bekämpfen zu können, bereits ein gutes
«Abwehrdispositiv» geschaffen habe, weshalb ein weiterer Bericht obsolet sei.
Der Nationalrat befasste sich in der Frühjahrssession 2024 mit dem Vorstoss seiner
Kommission. Franz Grüter begründete den Antrag der Minderheit auf Ablehnung im
Ratsplenum mit dem Umstand, dass das Postulat «alles durcheinander [bringe]:
terroristische Gruppierungen, Sanktionsregimes, Geldwäschereigesetz,
Völkerrechtsverletzungen von Staaten und nichtstaatlichen Akteuren [...]».  Die
Minderheit bevorzuge ein zielgerichtetes Vorgehen gegen terroristische
Gruppierungen.
Der Antrag der Minderheit vermochte jedoch ausserhalb der SVP-Fraktion nicht zu
mobilisieren: Der Vorstoss wurde mit 120 zu 61 Stimmen bei 2 Enthaltungen
angenommen. 9

POSTULAT
DATE: 06.03.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 5



Die Aussenpolitischen Kommissionen
befassen sich mit den finanziellen Mitteln für
den Nahen Osten

Politique étrangère

Im Dezember 2023 hatte das Parlament im Rahmen der Beratungen des Voranschlags
2024 beschlossen, dass die finanziellen Mittel für den Nahen Osten für das Jahr 2024
in Tranchen ausgezahlt werden sollen und zuerst die beiden Aussenpolitischen
Kommissionen konsultiert werden müssen. Diesem Anliegen kam der Bundesrat nun
nach; die beiden APK befassten sich Ende April respektive Anfang Mai 2024 mit der
Thematik. Der Bundesrat schlug vor, für eine erste Tranche CHF 56.2 Mio. vorzusehen;
damit sollen Organisationen aus der Schweiz, das IKRK, UNO-Organisationen sowie
internationale und einige wenige lokale NGO mitfinanziert werden. Die beiden APK
stimmten dieser Auszahlung jeweils einstimmig zu. Während die APK-NR dem
Bundesrat mit 13 zu 11 Stimmen empfahl, einen Teilbeitrag unter der Einhaltung strikter
Bedingungen für die Nothilfe der UNRWA vorzusehen, sah die APK-SR vor, sich erst auf
Vorschlag des Bundesrates mit der finanziellen Unterstützung der UNRWA zu befassen. 
Gleichzeitig  beschloss die APK-NR mit 12 zu 9 Stimmen und einer Enthaltung, eine
Kommissionsmotion einzureichen, mit welcher sie festhalten wollte, dass der Schweizer
Sockelbeitrag im Jahr 2024 nicht an die UNRWA, sondern an andere Organisationen,
welche humanitäre Nothilfe für die palästinensische Zivilbevölkerung leisten,
ausbezahlt wird. 10

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 30.04.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat will 10 Millionen für die
Nothilfe in Gaza freigeben

Relations avec d'autres Etats

Der Hilfsappell der UNRWA vom April 2024 blieb in der Schweiz nicht ungehört; Anfang
Mai 2024 beschloss der Bundesrat, einen Beitrag in der Höhe von CHF 10 Mio. für die
Finanzierung der dringendsten Lebensbedürfnisse im Gazastreifen zu sprechen
(beispielsweise für Ernährung, Wasser und Beherbergung). Diese Mittel sollen die Ende
April 2024 gesprochenen Hilfszahlungen für die die humanitären Bedürfnisse der
Länder im Nahen Osten ergänzen. 
Aufgrund des Entscheides des Parlaments im Rahmen der Budgetdebatte 2024
konsultierte der Bundesrat die beiden aussenpolitischen Kommissionen zu diesen
weiteren CHF 10 Mio. Die APK-NR sprach sich Mitte Juni 2024 mit 12 zu 11 Stimmen
knapp für die Unterstützung des bundesrätlichen Beschlusses aus. Die Kommission
drängte aber darauf, dass die Gelder nur für lebensnotwendige Güter verwendet und
unter keinen Umständen «für die Deckung der allgemeinen Betriebs- und
Administrationskosten der UNRWA» ausgegeben werden dürfen. Die APK-SR
unterstützte das Vorgehen des Bundesrates ebenfalls mehrheitlich (7 zu 5 Stimmen).
Auch die ständerätliche APK betonte, dass die Gelder ausschliesslich für die Deckung
der humanitären Bedürfnisse verwendet werden sollen. Sie vertrat darüber hinaus die
Ansicht, dass derzeit nur die UNRWA in der Lage sei, das Leiden der Zivilbevölkerung in
Gaza zu mindern; andere Organisationen wie etwa das IKRK verfügten nicht über die
notwendigen logistischen und personellen Kapazitäten. 11

AUTRE
DATE: 08.05.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Loi fédérale interdisant le Hamas et les
organisations apparentées (MCF 24.071)

Politique étrangère

In Erfüllung zweier Motionen aus der Feder der beiden sicherheitspolitischen
Kommissionen (Mo. 23.4312 und Mo. 23.4329) sowie auf eigene Initiative präsentierte
der Bundesrat im September 2024 die Botschaft für ein Bundesgesetz über das Verbot
der Hamas sowie verwandter Organisationen. Damit sollen die «Hamas, Tarn- und
Nachfolgeorganisationen der Hamas sowie Organisationen und Gruppierungen, die im
Auftrag oder im Namen der Hamas handeln, verboten werden». Mit diesem Gesetz
würde der Erlass präventionspolizeilicher Massnahmen sowie die Beweisführung bei
Strafverfahren erleichtert, so der Bundesrat in der Botschaft. Das geplante Verbot
schaffe zudem Rechtssicherheit in Bezug auf die Bekämpfung von
Terrorismusfinanzierung. 12

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 04.09.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

Das neue Bundesgesetz über das Verbot der Hamas sowie verwandter Organisationen
wurde in der Wintersession 2024 zuerst vom Ständerat behandelt. In diesem Rahmen
erklärte Daniel Jositsch (sp, ZH) seitens der SiK-SR, welche die Vorlage mit 12 zu 0
Stimmen bei 1 Enthaltung unterstützte, dass ein solches Verbot «präventivpolizeiliche
Massnahmen» stärke und zur Verringerung der terroristischen Gefahr in der Schweiz
beitrage. In Verbindung mit Artikel 260ter StGB erleichtere der Beschluss zudem die
Strafverfolgung von Mitgliedern der Hamas sowie von die Hamas unterstützenden
Organisationen. Mit Blick auf die Ausweitung der EU-Sanktionen gegen die Hamas
minimiere das Verbot schliesslich das Risiko, dass die Schweiz der Hamas als
Rückzugsort diene. Dem Ständerat lagen ein Minderheitsantrag Roth (sp, SO) sowie ein
Einzelantrag Sommaruga (sp, GE) vor. Franziska Roth forderte dazu auf, im neuen
Gesetz eine Passage einzuführen, in welcher die zwingende Konsultation der beiden
aussenpolitischen Kommissionen bei der in der Kompetenz des Bundesrates liegenden
Ausweitung des Gesetzes auf mit der Hamas sympathisierende Organisationen
festgehalten wird. Es gehe nicht an, dass bei weiteren Organisationsverboten, die zu
Brüchen in den bilateralen Beziehungen führen und die Aussenpolitik der Schweiz
weitreichend beeinflussen könnten, nur die beiden sicherheitspolitischen
Kommissionen einbezogen würden. Carlo Sommaruga wiederum verlangte mit seinem
Antrag, dass das geplante Verbot nicht für NGOs oder multilaterale Organisationen
gelten soll, die sich unter anderem für die Friedensförderung, die
Entwicklungszusammenarbeit und die Menschenrechte stark machen. Es sei
unabdingbar, dass der Dialog mit diesen Organisationen aufrechterhalten werde.
Justizminister Beat Jans plädierte dafür, das Gesetz in der vorliegenden Version
anzunehmen. Den Einwänden von Ständerat Sommaruga entgegnete Jans, dass
humanitäre und friedenspolitische Aktivitäten trotz Verbot weiterhin möglich seien.
Der Ständerat beschloss in der Folge Eintreten ohne Gegenantrag. Während der Antrag
Roth mit 25 zu 16 Stimmen abgelehnt wurde und vor allem bei der SP und den Grünen,
aber auch bei einzelnen Mitgliedern der FDP, der SVP und der GLP auf Zustimmung
stiess, wurde der Antrag Sommaruga mit 33 zu 3 Stimmen und 1 Enthaltung klar
abgelehnt. In der Gesamtabstimmung hiess der Ständerat das Gesetz mit 37 zu 1
Stimme und 1 Enthaltung gut. 13

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.12.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2024, nur einen Tag nach dem
Ständerat, mit dem Bundesgesetz über das Verbot der Hamas sowie verwandter
Organisationen. Dort stellten Jacqueline de Quattro (fdp, VD) sowie Nicole Barandun
(mitte, ZH) die Vorlage für die SiK-NR vor. Anschliessend ergab sich im Rahmen der
Fraktionsvoten eine intensive Diskussion über das Gesetz sowie über die vier
vorliegenden Minderheitsanträge von Mitgliedern der rot-grünen Parteien. Mit einer
ersten Minderheit forderte Fabian Molina (sp, ZH) analog zum ständerätlichen Antrag
Roth (sp, SO) die Konsultation der beiden aussenpolitischen Kommissionen bei der
bundesrätlichen Ausweitung des Verbots auf weitere Organisationen. Fabien Fivaz (gp,
NE) forderte mit seinem Minderheitsantrag gar die Streichung des entsprechenden
Artikels zur bundesrätlichen Kompetenz zur Ausweitung des Verbots. Er begründete
dies damit, dass dem Bundesrat mit diesem Passus zu viel Macht und
Handlungsspielraum gegeben werde. Die zweite Minderheit Fivaz nahm den
entsprechenden Antrag von Ständerat Carlo Sommaruga (sp, GE) auf und forderte, dass
Tätigkeiten, die der Friedensförderung, der Umsetzung des humanitären Rechts, der

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 11.12.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Entwicklungszusammenarbeit, der Menschenrechte sowie der inneren und äusseren
Sicherheit der Schweiz dienen, nicht tangiert werden sollen. Fivaz legte dar, dass viele
Regierungsorganisationen, aber auch NGOs in Bereichen tätig seien, die nicht unter die
humanitäre Hilfe oder den Friedensdialog fielen, so zum Beispiel der Bau eines
Krankenhauses oder einer Schule. Er sorge sich, dass solche Aktivitäten auch unter das
Verbot fallen könnten und damit strafrechtlich verfolgt werden müssten. Zudem warf
Fivaz auch die Frage auf, ob die UNRWA, mit der sich die Räte bereits in einigen
Vorstössen befasst hatten, auch unter das Verbot fallen würde. Der zweite
Minderheitsantrag von Fabian Molina verlangte schliesslich, dass es der Schweiz sowie
internationalen Organisationen und unparteiischen humanitären Organisationen
weiterhin erlaubt sein soll, «mit allen Konfliktparteien und Akteuren in Kontakt zu
treten und zu verhandeln».
Nach dem Votum von Bundesrat Jans, welcher im Hinblick auf den Antrag Molina zum
Dialog mit der Hamas bestätigte, dass der Kontakt zur Hamas weiterhin möglich sein
werde, wurde Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen. In den anschliessenden
Abstimmungen fanden die Minderheitsanträge keine Zustimmung über das rot-grüne
Lager hinaus und wurden mit jeweils ähnlichen Stimmenverhältnissen abgelehnt. In der
Gesamtabstimmung votierte die grosse Kammer mit 168 zu 6 Stimmen und 14
Enthaltungen für die Vorlage. Die Ablehnungen stammten allesamt von Mitgliedern der
Grünen, ebenso ein Grossteil der Enthaltungen.

In den Schlussabstimmungen am Ende der Wintersession 2024 stimmte der Nationalrat
mit 175 zu 5 Stimmen und 15 Enthaltungen für Annahme des Entwurfes. Der Ständerat
hiess das Geschäft mit 40 zu 1 Stimme und 3 Enthaltungen gut. 14

Pour une réforme de l’aide aux réfugiés
palestiniens (Mo. 24.3815)

Politique du développement

Nebst zweier Motionen zur Streichung der Finanzhilfen an die UNRWA (Motion 24.3469
und Motion 24.3194), befasste sich der Nationalrat in der Herbstsession 2024 auch mit
einer Motion der APK-NR betreffend eine Reform der Flüchtlingshilfe für die
palästinensische Bevölkerung. Die aussenpolitische Kommission des Nationalrates
forderte den Bundesrat damit auf, sich bei der internationalen Staatengemeinschaft für
eine Alternative zur UNRWA einzusetzen; diese könne beispielsweise in der Integration
der UNRWA in das UNHCR liegen. Die Kommission argumentierte, dass die umfassende
Unterstützung durch die UNRWA zum einen die wirtschaftliche, politische und soziale
Selbstständigkeit der palästinensischen Bevölkerung quasi verhindere und mit der Hilfe
auch «Raum für Korruption und die Umleitung von Mitteln in terroristische Kanäle»
geschaffen werde.
Während der Bundesrat der Motion zustimmte, jedoch darauf hinwies, dass eine
Änderung des UNRWA-Mandats einen Beschluss der UNO-Generalversammlung
voraussetze, lehnte eine Kommissionsminderheit um Nicolas Walder (gp, GE) die Motion
ab. Dieser führte in der Herbstsession 2024 im Nationalrat aus, dass die Motion zum
einen auf Vorwürfen beruhe, die nicht bewiesen seien und zum anderen zu einem
Risiko für die Glaubwürdigkeit der neutralen Schweiz führen könne.
Anschliessend votierte die grosse Kammer mit 126 zu 63 Stimmen (0 Enthaltungen) für
Annahme der Motion. Die ablehnenden Stimmen stammten von den Grünen- und der
SP-Fraktion. 15

MOTION
DATE: 09.09.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Suspendre immédiatement les contributions
à l'UNRWA (Mo. 24.3194)

Politique du développement

David Zuberbühler (svp, AR) forderte mit einer im März 2024 eingereichten Motion die
sofortige Einstellung jeglicher Schweizer Beiträge an das Hilfswerk UNRWA.
Verschiedene Berichte, unter anderem der UN Watch, hätten gezeigt, dass die UNRWA
Lehrpersonen einsetze, welche «Hamas-Terroristen als Märtyrer glorifizieren». Zudem
werde in gewissen Lehrbüchern der UNRWA Terrorismus verherrlicht und
Antisemitismus gefördert. Angesichts dieser Umstände könne die Schweiz nur mit der
Einstellung der Zahlungen wieder zu einer anerkannten, neutralen Vermittlerin werden.
Die Motion wurde in der APK-NR vorberaten, wo eine knappe Mehrheit für ihre
Ablehnung plädierte, während sich eine Minderheit um Erich Vontobel (svp, ZH) für
Annahme aussprach. In der Herbstsession 2024 äusserten sich der Motionär und der
Minderheitensprecher zur Motion und bekräftigten die Argumente aus dem
Motionstext. Corina Gredig (glp, ZH) führte für die Kommissionsmehrheit aus, dass die
UNRWA derzeit die einzige Organisation sei, die der Bevölkerung im Gaza-Streifen
grossflächig helfen könne, andere Organisationen wie etwa das IKRK verfügten über viel
weniger Personal. Bei einem Finanzierungsstopp für die UNRWA drohten drastische
Folgen für die Region. Ähnliche Argumente brachte Fabian Molina (sp, ZH)
anschliessend auch zur ähnlich gelagerten Motion 24.3469 vor. Auch Ignazio Cassis wies
darauf hin, dass die Bevölkerung des Gaza-Streifens diese Gelder dringend benötige
und diese nicht der Finanzierung der UNRWA als solche dienten.
Mit 99 zu 88 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Motion
Zuberbühler an. Für Annahme stimmten die gesamte SVP-Fraktion sowie Mehrheiten
der FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktion. 16

MOTION
DATE: 09.09.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

Réaffectation de la contribution 2024 à
l'UNRWA à l'aide humanitaire d'urgence en
faveur de la population de Gaza (Mo.
24.3469)

Politique du développement

Der Nationalrat beschloss in der Herbstsession 2024, dass der Bundesrat die Gaza-Hilfe
anpassen und den Schweizer Beitrag an die UNRWA streichen soll; die entsprechenden
Gelder sollen künftig vielmehr direkt in die Nothilfe für die palästinensische
Zivilbevölkerung fliessen. Diese Forderung ging auf eine entsprechende Motion der
APK-NR zurück und wurde auch in der ähnlichen Motion 24.3194 von David Zuberbühler
(svp, AR) aufgegriffen. Für die Kommission argumentierten Pierre-André Page (svp, FR)
und Hans-Peter Portmann (fdp, ZH), dass die UNRWA drastisch an Legitimation
eingebüsst habe, da aufgezeigt worden sei, dass einige Mitarbeitende Verbindungen zur
Hamas pflegten. Mit der Motion solle verhindert werden, dass die UNRWA weiterhin
direkte Geldtransfers erhalte und diese missbrauchen könne. Die Mehrheit der APK-NR
sei sich sicher, dass es Alternativen zur UNRWA gebe, schloss Portmann die
Argumentation der Kommissionsmehrheit. Demgegenüber sprachen sich der Bundesrat
und Fabian Molina (sp, ZH) seitens der Minderheit der APK-NR für Ablehnung der
Motion aus. Molina führte aus, dass die UNRWA gemäss gesicherten Angaben die einzige
Organisation sei, «die über das Personal und die Mittel verfügt, Nothilfe im grossen Stil
zu organisieren, zu vermitteln und zu leisten», entsprechend gebe es keine valable
Alternative. Zudem sei die Forderung der Motion sehr widersprüchlich, hätten die
beiden APK doch erst vor einigen Monaten finanzielle Mittel für die UNRWA bewilligt.
Anschliessend stimmte der Nationalrat mit 120 zu 73 Stimmen und einer Enthaltung für
Annahme der Motion. Abgelehnt wurde das Anliegen vonseiten der SP, der Grünen, der
Grünliberalen sowie von zwei Mitgliedern der Mitte-Fraktion. 17

MOTION
DATE: 09.09.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Der Ständerat befasste sich in der Frühjahrssession 2025 ausführlich mit der
Unterstützung für die palästinensische Zivilbevölkerung in Gaza und behandelte in
diesem Rahmen auch eine Motion der APK-NR zur Streichung des Schweizer Beitrags
an die UNRWA. Marco Chiesa (svp, TI) erläuterte seitens der APK-SR, dass die Motion
bereits überholt sei, da sich diese auf das Jahr 2024 bezog. Entsprechend lehnte die
kleine Kammer die Motion stillschweigend ab. 18

MOTION
DATE: 18.03.2025
BERNADETTE FLÜCKIGER

Bundesrat beantragt 13 Millionen Franken für
humanitäre Hilfe im Nahen Osten

Politique du développement

Der Bundesrat beantragte Ende September 2024 einen Kredit für eine dritte Tranche
über CHF 13 Mio. für humanitäre Hilfsprojekte im Nahen Osten. Aufgrund eines
Entscheids des Parlaments vom Dezember 2023 soll die Auszahlung der Gelder erst
nach Konsultation der beiden aussenpolitischen Kommissionen erfolgen. Die Gelder
sollen Organisationen aus der Schweiz, dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz,
Organisationen der Vereinten Nationen sowie internationalen
Nichtregierungsorganisationen zu Gute kommen und sollen «in den Bereichen Wasser,
Ernährung, Gesundheit, Bildung, Einkommen und gesellschaftlicher Zusammenhalt im
Irak, in Jordanien, im Libanon, im Besetzten Palästinensischen Gebiet und in Syrien»
eingesetzt werden. Wie der Bundesrat in der Medienmitteilung weiter ausführte, betrug
das Gesamtbudget 2024 für humanitäre Hilfe im Nahen Osten rund CHF 79 Mio., wobei
eine erste Tranche von CHF 56.2 Mio. im April 2024 beschlossen worden war und im
Mai 2024 eine zweite Tranche in der Höhe von CHF 10 Mio. für die UNRWA bereitgestellt
wurde. Die beiden aussenpolitischen Kommissionen hiessen diese dritte Tranche für
humanitäre Hilfe im Nahen Osten an ihren Sitzungen im Oktober 2024 gut. 19

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 27.09.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

Interdire le Hezbollah (Mo. 24.4263,
24.4255)

Relations avec d'autres Etats

Die beiden sicherheitspolitischen Kommissionen reichten im Oktober 2024 je eine
Motion ein, mit welcher sie den Bundesrat beauftragen wollten, die Hisbollah zu
verbieten (SiK-NR: Mo. 24.4263, SiK-SR: Mo. 24.4255). Während die nationalrätliche
Kommission in ihrer Begründung auf die Gefährlichkeit der Hisbollah und ihre Rolle im
Nahost-Konflikt einging, insistierte ihr ständerätliches Pendant darauf, dass der
Bundesrat für die Umsetzung dieser Motion einen separaten Weg einschlägt, und nicht
denjenigen über die Ausweitung des Verbots der Hamas auf die Hisbollah. Ansonsten
werde der laufende Gesetzgebungsprozess zum Hamas-Verbot womöglich
verlangsamt. 20

MOTION
DATE: 11.10.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat beantragte im November 2024, die Motionen der beiden
sicherheitspolitischen Kommissionen betreffend ein Verbot der Hisbollah abzulehnen
(Mo. 24.4255 und Mo. 24.4263). Er begründete dies mit dem Umstand, dass die
Bedingungen für ein Verbot nach Artikel 74 NDG nicht gegeben seien, da insbesondere
kein Verbots- oder Sanktionsbeschluss der UNO vorliege. Daher käme nur eine
Spezialgesetzgebung wie bei der Hamas in Frage. Dagegen spreche jedoch der Umstand,
dass die Schweiz die Praxis verfolge, Organisationen nur aufgrund äusserst gravierender
Gründe zu verbieten. Der Bundesrat erachte es daher derzeit nicht als angezeigt, mit
einem Spezialgesetz die Hisbollah zu verbieten.
Die beiden Räte befassten sich in der Wintersession 2024 mit dem Geschäft. Dem
Ständerat lag bei der Beratung ein Antrag von Franziska Roth (sp, SO) auf Rückweisung
des Geschäftes an die Kommission vor. Diese solle vor der Beratung im Rat einen
Mitbericht der APK-SR einholen. Roth begründete den Antrag mit Blick auf die neue
Lage in Syrien nach dem Sturz des Assad-Regimes. In solch unübersichtlichen
Situationen könne ein Verbot der Hisbollah dazu führen, dass die humanitäre Hilfe nicht
mehr alle Bedürftigen erreiche und dass nicht alle wichtigen Stakeholder an den
Verhandlungen teilnehmen würden. Da das Geschäft also nebst einer

MOTION
DATE: 10.12.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER
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sicherheitspolitischen auch eine wichtige aussenpolitische Komponente aufweise, solle
auch die APK zum Geschäft Stellung nehmen können. Dieses Vorgehen befürwortete
auch Justizminister Beat Jans seitens des Bundesrates. Der Rückweisungsantrag Roth
wurde jedoch mit 16 zu 25 Stimmen abgelehnt. Zustimmung fand der Antrag
insbesondere bei rot-grün, jedoch auch bei einzelnen Mitgliedern der Mitte, sowie des
MCG und der GLP.  Zum Inhalt der Motion führte Kommissionssprecherin Marianne
Binder-Keller (mitte, AG) aus, dass die SiK-SR-Mehrheit die Auffassung vertrete, dass
die Hisbollah eine rechtsstaatsfeindliche und terroristische Gruppierung sei. Die
Schweiz solle ihr kein «Gastrecht» gewähren; sie laufe dadurch Gefahr, zur
Drehscheibe für Aktivitäten und Finanztransaktionen der Hisbollah zu werden. Ein
Verbot sei daher angezeigt und sinnvoll. Dem gegenüber vertraten die beiden Genfer
Ständeräte Carlo Sommaruga (sp) und Mauro Poggia (mcg) die Ansicht, dass die Schweiz
aufgrund des Verbots der Hisbollah von anderen Staaten dazu gedrängt werden könnte,
weitere Organisationen zu verbieten. Zudem solle es die Schweiz vermeiden, Akteure zu
einem willkürlich gewählten Zeitpunkt in gut und böse zu unterteilen und sich dadurch
eventuell als zukünftige Friedensvermittlerin aus dem Spiel zu nehmen.  Bundesrat Jans
hob schliesslich hervor, dass die Schweiz keine Abkehr von den bisherigen Grundsätzen
der Aussenpolitik anstrebe; die Schweiz setze auf Dialog und Vermittlung und nicht auf
Verbote. Der Bundesrat zweifle nicht daran, dass die Hisbollah eine
«hochproblematische, gewalttätige Organisation» sei und auch nicht vor Terrorismus
zurückschrecke, ein Verbot sei aber nur in sehr schwerwiegenden Fällen angebracht.
Ansonsten stelle sich bald unweigerlich die Frage, wo die Grenze gezogen werden solle.
Anschliessend sprach sich der Ständerat mit 31 zu 1 Stimme und 10 Enthaltungen für die
Annahme der Motion und somit für die Erarbeitung eines Verbotsgesetzes aus. Die
ablehnende Stimme stammte von einem Mitglied der SP, die Enthaltungen stammten
von Mitgliedern der SP, der Grünen, der GLP des MCG und der Mitte. 21

Auch der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2024 mit dem Verbot der
Hisbollah, welches durch zwei Motionen der beiden sicherheitspolitischen
Kommissionen gefordert worden war (Mo. 24.4263 und Mo. 24.4255). Der grossen
Kammer lag dabei ein Ordnungsantrag auf Vorprüfung der Motion durch die APK-NR
vor; dieser Antrag Molina (sp, ZH) fand jedoch auch in diesem Rat über das rot-grüne
Lager hinaus keine Zustimmung. Die SiK-NR-Mitglieder David Zuberbühler (svp, AR) und
Jacqueline de Quattro (fdp, VD) stellten anschliessend die Motion und deren
Hintergründe vor: Die Hisbollah destabilisiere durch ihre Taten demokratische
Strukturen, entfache religiöse und ethnische Konflikte und bringe teils ganze Staaten
wie den Jemen an den Abgrund. Als klares Zeichen gegen den Terrorismus sei ein
Verbot dieser Gruppierung unerlässlich. Zudem unterhalte die Miliz gemäss NDB auch
in der Schweiz ein Netzwerk mit mehreren Dutzend Unterstützern, wobei angenommen
werde, dass einige auch eine terroristische Aktion in der Schweiz durchführen könnten.
An diese Voten schlossen sich einige kritische Rückfragen aus dem rot-grünen Lager an.
Diese zeigten, dass dieses Lager eine andere Auffassung der Rolle der Hisbollah vertrat:
So hob etwa Nicolas Walder (gp, GE) hervor, dass die Hisbollah mehrere Minister in der
libanesischen Regierung stelle und ein wichtiger Akteur bei jeglichen politischen
Diskussion sei. Die Schweiz schliesse sich durch dieses Verbot als Vermittlerin selber
aus. Ausserdem helfe ein Verbot nicht gegen die terroristische Gefahr in der Schweiz,
betonte Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE).
Nachdem Justizminister Jans auch im Nationalrat die Argumente des Bundesrates
dargelegt hatte, schritt die grosse Kammer zur Abstimmung. Sie nahm die Motion mit
126 Stimmen zu 20 Stimmen und 41 Enthaltungen an. Während die Ablehnungen
allesamt von Mitgliedern der Grünen-Fraktion stammten, kamen die Enthaltungen vor
allem von der grossen Mehrheit der SP-Fraktion. 22

MOTION
DATE: 17.12.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Pour que la Suisse verse sa contribution à
l'UNRWA sans plus attendre (Iv.ct. 24.309)

Politique du développement

In Anbetracht der schwierigen humanitären Lage im Gazastreifen und weil die
Bevölkerung in Gaza stark von der Hilfe der UNRWA abhängig sei, verlangte der Kanton
Genf in einer Standesinitiative, dass die Schweiz ihren Beitrag an die UNRWA
überweist. Einzig die UNRWA verfüge über die notwendigen Strukturen und
Kapazitäten, um der palästinensischen Bevölkerung die notwendigsten Hilfsgüter und
Dienstleistungen zukommen zu lassen. Entsprechend führe die Schwächung der UNRWA
zu einer noch desaströseren Lage im Gazastreifen und könne daher «als Beihilfe zum
Völkermord bezeichnet werden», so der Kanton Genf. Die APK-SR diskutierte die
Standesinitiative sowie drei Motionen zur UNRWA (Mo. 24.3194; Mo. 24.3469 und Mo.
24.3815) im Februar 2025 und entschied, der Initiative des Kantons Genf mit 7 zu 2
Stimmen bei 2 Enthaltungen keine Folge zu geben. 23

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 18.02.2025
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB NR, 2022, S. 1254 ff.; Bericht SiK-NR vom 11.10.21; Medienmitteilung SiK-NR vom 12.10.21
2) Mo. 23.4312; Po. 23.4313
3) AB NR, 2023, S. 2470 ff.; AB NR, 2023, S. 2472 f.
4) Medienmitteilung BR vom 11.10.23
5) Medienmitteilung BR vom 22.11.23; AZ, LT, Lib, NZZ, TA, 23.11.23; Lib, 25.11.23
6) AB SR, 2023, S. 1151 ff.
7) AB NR, 2024, S. 223 ff.
8) AB SR, 2024, S. 452 f.
9) AB NR, 2024, S. 333 ff.
10) Medienmitteilung APK-NR vom 30.4.24; Medienmitteilung APK-SR vom 6.5.24; Medienmitteilung Bundesrat vom 24.4.24
11) Medienmitteilung APK-NR vom 13.6.24; Medienmitteilung APK-SR vom 21.6.24; Medienmitteilung BR vom 8.5.24
12) BBl, 2024 2250
13) AB SR, 2024, S. 1161 ff.
14) AB NR, 2024, S. 2321 ff.
15) AB NR, 2024, S. 1378 ff.
16) AB NR, 2024, S. 1372 ff.
17) AB NR, 2024, S. 1376 ff.
18) AB SR, 2025, S. 268 f.
19) Medienmitteilung APK-NR vom 15.10.24; Medienmitteilung APK-SR vom 25.10.24; Medienmitteilung Bundesrat vom
27.9.24
20) Mo 24.4255; Mo 24.4263
21) AB SR, 2024, S. 1166 ff.
22) AB NR, 2024, S. 2430 ff.
23) Medienmitteilung APK-SR vom 18.2.25; Standesinitiative Genf 24.309
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